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A. Bericht des Abgeordneten Seuffert: 

Durch das vom Bundesrat eingebrachte Gesetz 
sollte die Befreiung von der Wertpapiersteuer, die 
in § 13 Kapital Verkehrsteuergesetz für Anleihen 
der öffentlichen Hand, von Zweckverbänden und 
öffentlichen Versorgungsunternehmungen vorge- 
sehen ist, auf Anleihen öffentlich-rechtlicher Kör- 
perschaften, denen durch Gesetz oder Satzung die 
Erfüllung wasserwirtschaftlicher Aufgaben über- 
tragen ist, ausgedehnt werden, und zwar wegen 
der zunehmenden Bedürfnisse der Wasserwirt- 
schaft. Der Ausschuß hat diesem Antrag ebenso 
wie die Bundesregierung einstimmig zugestimmt. 

Im allseitigen Einvernehmen schlägt der Aus- 
schuß ferner eine Neufassung des § 29 Abs. 3 des 
Kapitalverkehrsteuergesetzes vor, durch welche 
die dort enthaltenen Sonderbestimmungen für 
Effektengeschäfte, bei denen Kreditgenossen- 
schaften und deren Zentralkassen beteiligt sind, 
gewissen Umgestaltungen im Geschäftsbetrieb der 
Kreditgenossenschaften und der entsprechenden 
Regelung für die Sparkassen angepaßt werden. Die 
Zweckmäßigkeit und technische Richtigkeit dieser 
Neufassung wurde auch regierungsseitig bestätigt. 

Ebenso im allseitigen Einvernehmen schlägt der 
Ausschuß eine Neufassung des § 3 Abs. 2 Satz 1 
Kapitalverkehrsteuergesetz vor. Diese Bestim- 
mung sieht die Zahlung von Kapitalverkehrsteuer 
(in der Regel 3 v. H.) vor, wenn ein Darlehen an 
eine Kapitalgesellschaft von einem Gesellschafter 
verbürgt wird. Die Auslegung, die diese Bestim- 
mung durch Entscheidungen des Bundesfinanzhofes 
erfahren hatte, hatte zur Folge, daß, wenn Flücht- 
lingskredite, ERP-Kredite und andere zweckbe- 
stimmte Kredite aus öffentlichen Mitteln an Kapi- 


talgenossenschaften, insbesondere an Gesellschaf- 
ten mit beschränkter Haftung, gegeben wurden 
und, was bankmäßig als unerläßlich angesehen 
werden muß, die Gesellschafter dafür Sicherheit 
leisten, 3 v. H. der öffentlichen Mittel zur Zahlung 
der Kapitalverkehrsteuer in die Kasse des betref- 
fenden Landes verwandt werden müssen. Dadurch 
werden die ohnehin für die Bedürfnisse zu knapp 
bemessenen öffentlichen Mittel zweckentfremdet; 
insbesondere die Vertriebenenwirtschaft hat ein- 
dringliche Vorstellungen gegen diese Besteuerung 
erhoben. Trotzdem hat bisher nur ein Land 
(Schleswig-Holstein) im Verwaltungsweg in der 
Regel auf diese Steuer verzichtet. 

Die Bestimmung des § 3 Abs. 2 Kapitalverkehr- 
steuergesetz soll einen Fall treffen, wo eine Kapi- 
talzuführung an eine Kapitalgesellschaft (dies ist der 
eigentliche Gegenstand der Gesellschaftsteuer) 
durch Sicherheitsleistung eines Gesellschafters für 
ein Darlehen an die Gesellschaft ersetzt wird und 
dadurch die Steuerpflicht umgangen werden könnte. 
Der Fall, daß ein Gesellschafter für ein Darlehen, 
welches aus öffentlichen Mitteln der Gesellschaft 
aus ganz anderen Gründen gegeben wird und wo- 
für die Sicherheitsleistung durch den Gesellschafter 
zwar ordnungsmäßig erforderlich ist, wirtschaftlich 
aber ebensowenig wie die Vermögensverhältnisse 
des Gesellschafters selbst von Bedeutung für die 
Hingabe des Kredites ist, kann zwar formal, keines- 
wegs aber wirtschaftlich dem Sinn des Gesetzes 
nach als ein Fall der Gesellschaftsteuerpflicht an- 
gesehen werden. Im Ausschuß wurde, und zwar 
einmütig, die Auffassung vertreten, daß schon aus 
Rechtsgründen die derzeitige Besteuerung nicht ge- 
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rechtfertigt sei. Jedenfalls hielt der Ausschuß 
übereinstimmend diese Besteuerung für untragbar 
und schlägt deswegen die Neufassung vor. Aus- 
gehend von den soeben hervorgehobenen Gesichts- 
punkten beschränkte er die Ausnahmen auf den 
Fall, daß die Kredite aus Öffentlichen Kreditpro- 
grammen stammen, dehnte sie also nicht auf alle 
Kredite aus öffentlichen Mitteln schlechthin aus. 
Aus denselben Gesichtspunkten hielt er aber auch 
die von einigen Ländern angebotenen Regelungen, 
wonach die Steuer nur dann nicht erhoben werden 
sollte, wenn die Existenz des Unternehmens ge- 
fährdet sei oder wenn die Gesellschafter sonst voll- 


ständig vermögenslos seien, nicht für ausreichend. 
Nach seiner Ansicht kommt es darauf an, die Mit- 
tel der öffentlichen Kreditprogramme nicht wegen 
der Zahlung solcher aus formalen Gründen entste- 
henden Steuern zu kürzen. 

Sämtliche Beschlüsse des Ausschusses erfolgten 
einstimmig. 

Bonn, den 28. Juni 1955 

Seuffert 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1093 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersich- 
lichen Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 15. Juni 1955 

Der Ausschuß für Finanz- und Steuerfragen 

Dr. Wellhausen Seuffert 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 

- Drucksache 1093 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Finanz- und 
Steuerfragen 

(19, Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Kapitalverkehrsteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Im § 13 Abs. 1 Ziff. 1 des Kapital ver- 
kehrsteuergesetzes vom 16. Oktober 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1058) in der Fassung 
des Gesetzes vom 29. Juli 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 711) werden hinter den Worten 
„einen Zweckverband," die Worte eingefügt: 
„gegen sonstige öffentlich-rechtliche Körper- 
schaften, denen durch Gesetz oder Satzung 
die Erfüllung wasserwirtschaftlicher Aufgaben 
übertragen ist, gegen“. 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Kapitalverkehrsteuergesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 1058) 
in der Fassung des Gesetzes vom 29. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 711) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 3 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Als Darlehn eines Gesellschafters gilt 
auch das Darlehn eines Dritten, wenn ein 
Gesellsdiafter dafür Sicherheit leistet; dies 
gilt nicht, wenn der Gesellschafter für Kre- 
dite aus öffentlichen Kreditprogrammen 
Sicherheit leistet.“ 

2. § 13 Abs. 1 Ziff. 1 wird wie folgt ergänzt: 
Fiinter den Worten „einen Zweck verband“ 
werden die Worte eingefügt: „gegen son- 
stige öffentlich-rechtliche Körperschaften, 
denen durch Gesetz oder Satzung die Er- 
füllung wasserwirtschaftlicher Aufgaben 
übertragen ist, gegen“. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


3. § 29 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Ziffer 1 wird das Wort „Verbands- 
kasse“ durch das Wort „Zentralkasse“ 
ersetzt. 

b) Folgende neue Ziffer 2 wird eingefügt: 
„2. wenn Zwischenkommissionär eine 

Kreditgenossenschaft ist, die einer 
genossenschaftlichen Zentralkasse 
angeschlossen ist, und wenn die 
Kreditgenossenschaft ihren Sitz am 
Niederlassungsort der Zentralkasse 
hat, die Hauptkommissionär ist;“ 

c) die bisherige Ziffer 2 wird Ziffer 3. 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 
unverändert 
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